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Die allgemeinen anerkannten Regeln der Technik 
aus der Sicht des Ingenieurs 
1. Einleitung 
Meine Damen und Herren, 
auch die Technik kommt - bei all ihrer Vielfalt und bei all ihrer Dynamik - nicht ohne 
anerkannte Regeln aus. Normen sind solche Regeln. Sie wurden bisher fast aus-
schließlich aus gewonnener Erfahrung entwickelt; in zunehmendem Maße müssen sie 
heute Steuerungsfunktionen bei weltweiten zeit- und kostenaufwendigen Entwicklungen 
erfüllen. Entwicklungsbegleitende Normung nennen wir dies. 
Die anerkannten Regeln der Technik, also auch die Normen, entstehen im Bereich der 
Technik selbst. Wie sollte es auch anders sein. Ursprünglich war das vorherrschende 
Motiv die Rationalisierung. In einer späteren Phase trat der Gesichtspunkt der Sicherheit 
stärker hervor, jetzt auch ergänzt durch Aspekte des Umweltschutzes. Heute tritt immer 
mehr der Charakter des Verständigungsmittels in den Vordergrund, angesichts zusam-
menwachsender Märkte, die nach dem Fall der Zollschranken auch keine nichttarifaren, 
sprich technischen Handelshemmnisse zu dulden bereit sind. Die Entwicklung zu größe-
ren Märkten - für viele Produkte gibt es heute schon nur noch einen Weltmarkt - hat in 
weiten Bereichen die Anonymität des Angebots zur Folge und verleiht damit der Haf-
tungsproblematik größere Bedeutung. Und so ist schließlich die Frage des ordnungsge-
mäßen Handeins angeschnitten, einmal abgesehen davon, daß sie im Hinblick auf 
Sicherheit und Umweltschutz immer relevant ist. 
Normen als anerkannte Regeln der Technik müssen solchen Anforderungen ge-
recht werden und dürfen dennoch der Weiterentwicklung der Technik nicht im Wege 
stehen. Sie müssen der Statik des rechtlichen Denkens zugänglich sein ebenso wie der 
Dynamik der technischen Entwicklung entsprechen. 
Diese Vorstellung haben heute die Ingenieure von der Normung. Daran ändert auch 
nichts die Tatsache, daß selbst im technischen Bereich noch häufig genug von DIN-Vor-
schriften gesprochen wird. Das mag an der Unkenntnis liegen, aber auch an dem hohen 
Akzeptanzgrad, den Normen im Bereich der Technik haben. Viele glauben eben, daß 
kein Weg an der Norm vorbeiführt. 
Ein Blick in die DIN 820, in das "Grundgesetz der Normung", räumt schnell jeden 
Zweifel aus, denn dort heißt es, daß Normen jedermann zur Anwendung freistehen. 
Dies ist ein ganz wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit der gelegentlich, aber 
durchaus mit gewisser Regelmäßigkeit aufgeworfenen Frage nach der demokratischen 
Legitimation der Normung. Erst kürzlich ist unter dem Titel "Private Regierungen in der 
Techniksteuerung" eine sozialwissenschaftIiche Analyse der technischen Normung pu-
bliziert worden (H. Voelzkow). Sie kommt zu dem Schluß, daß das staatliche Zugeständ-
nis, die technische Normung trotz ihrer zahlreichen Berührungspunkte mit öffentlichen 
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Interessen privatrechtlich verfaßten Organisationen zu überlassen, au:grund der A~f~r. 
derungen an die Organisation, die Verfahren und die Ergebnisse als ~m~ Dem?kratlSle. 
rung der Normung interpretiert werden kann. Die Nonnung erlaub~ d1e offenth~~e Nu~­
zung der gesellschaftlichen Selbstregulierung, ohne daß der Staat d1e Kontrolle uber die 
öffentliche Aufgabenwahrnehmung dabei verliert. 
Im übrigen gilt natürlich und vor allem, daß es für Regelsetzer keine bessere demo· 
kratische Legitimation geben kann als die Brauchbarkeit und freie Akzeptanz der er· 
stellten Regeln. Ein Finanzminister tut sich da mit seinem Steuerrecht immer schwerer. 
Normen sind ein Angebot der Fachleute an die Gesellschaft. Deshalb ist es auch kein 
Systembruch, wenn einzelne Normen Vorschriftencharakter erhalten. Dies ist nur mög-
lich im Rahmen eines Rechtsaktes, also nur durch staatliches Handeln. Von dieser Mög-
lichkeit macht der Staat in sehr differenzierter Weise Gebrauch, häufig in den Bereichen 
Sicherheit, Gesundheitsschutz und Umweltschutz, in dem er durch Gesetz die Schutzzie-
le festlegt und auf technische Regeln verweist, deren Anwendung die Erreichung der 
Ziele erwarten läßt. 
Somit besteht bei der Anwendung von allgemein anerkannten Regeln der Technik, 
also auch von Normen, die Vermutung ordnungsgemäßen Verhaltens. Gerade diese Ver-
mutung, die naturgemäß widerlegbar ist, hat in der Vergangenheit dazu geführt und führt 
auch noch heute zu Verständnisschwierigkeiten bei den Ingenieuren. Denn auf die Fra-
ge: habe ich mit der Anwendung einer Norm ordnungsgemäß gehandelt? hätte der Inge-
nieur als Antwort am liebsten ein einfaches Ja. Diese Gewißheit kann aber eine aner-
kannte Regel der Technik nur bedingt bieten, die - soll sie den Stand der Technik wider-
spiegeln - sich dem Entwicklungsprozeß anpassen muß und dies nur periodisch kann. 
Ich glaube allerdings sagen zu können, daß in all den Kreisen der Technik, die mit der 
Statusfrage der anerkannten Regeln der Technik in Berührung kommen, der Rechtssta-
tus heute nicht mehr umstritten ist. 
Mit der Bildung und Entwicklung des gemeinsamen Marktes in Europa hat die Nor-
mungsarbeit eine noch größere Bedeutung erlangt. Sie ist seit dem sog. new approach 
ein ganz wesentliches Werkzeug für die Gestaltung eines offenen und von technischen 
Handelshemmnissen freien Marktes geworden. Wir können heute feststellen, daß sich 
einerseits im nationalen Bereich gewohnte und bewährte Strukturen auch für die Arbeit 
im erweiterten europäischen Rahmen eignen. Dies gilt z. B. für die Festlegung von ~chutzziel~~ in den Richtlinien und die Festlegung von Beschaffenheitsanforderungen 
m. ~arrnonlSlerte~ No~en. And~~erseits werden die an der Regelerarbeitung direkt Be-
teIlIgten auch m1t grav1erenden Anderungen konfrontiert. Die nationale Norm entstand f~her unmittelbar aus der Zusammenarbeit erfahrener Sachgebietsexperten. Die euro-
patsche Normung dage~en besteht in erster Linie aus dem Abgleich nationaler Vorstel-lung~n und I~t~ressen, 1St. also einen Schritt weiter weg von dem Fachwissen und der 
Prax1S .. Daffilt 1st auch em anderer Typ des Mitarbeiters gefragt; Sprachkenntnisse, 
Kenntmsse ~er Rechtssysteme und Verhandlungsgeschick geben bei aller erforderlichen 
Sachkenntms oft den Ausschlag beim Erreichen der verfolgten Ziele. Regelsetzung wird a~so me~ und mehr Managementaufgabe. Dies wiederum sollte die Juristen und Inge-
meure leIchter zusammenführen. 
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Die heute praktizierte Arbeitsweise bei der europäischen Regelsetzung hat zur Vor-
aussetzung gehabt, daß für jedes Land nur eine Normenorganisation auftreten und zu-
ständig sein kann. Für die Bundesrepublik Deutschland ist es das DIN, das Deutsche In-
stitut für Normung e.V. 
Das Verhältnis zwischen dieser privaten Organisation und dem Staat wurde bereits 
1975 im Grundlagenvertrag in einer Weise geregelt, die die Berücksichtigung der öffent-
lichen Interessen sicherstellt. 
Der Staat honoriert dies durch entsprechende finanzielle Beiträge zur Durchführung 
der erforderlichen Arbeit. 
Bestimmend für die Finanzierung der gesamten Normungsarbeit sindjedoch nach wie 
vor die interessierten Kreise, die direkt über die Mitglieds- und Förderbeiträge und indi-
rekt über den Kauf der erstellten Normen mehr als 80 % der benötigten Mittel aufbrin-
gen. 
Und damit ist wiederum eine wichtige Facette aus der Sicht des Ingenieurs im Blick 
auf die allgemein anerkannten Regeln der Technik angeschnitten: 
diese Regeln müssen ein verkaufsfähiges Produkt sein. Sie sind - hier verweise ich 
nochmals auf die DIN 820 - jedermann zur Anwendung freigestellt. Man kann z.B. Si-
cherheitsanforderungen auch auf andere, auf vergleichbar gute Weise erfüllen, mit ande-
ren technischen Lösungen. 
2. Dermitionen 
Mit den "allgemein anerkannten Regeln der Technik" hat sich schon das Reichs-
gericht befaßt. In einer Entscheidung aus dem Jahre 1910 hat das Reichsgericht diesen 
unbestimmten Rechtsbegriff dahingehend definiert, daß es sich hierbei um technische 
Regeln handelt, die in Theorie und Praxis allgemein als richtig anerkannt sind und des-
wegen auch allgemein angewendet werden. Diese Definition hat sich bis zum heutigen 
Tage gehalten. Häufig wird auch nur von anerkannten Regeln der Technik gesprochen, 
d.h. das Wort "allgemein" wird weggelassen. Aus rechtlicher Sicht macht dies keinen 
Unterschied, gemeint ist jeweils das gleiche. 
Neben dem Begriff "anerkannte Regeln der Technik" sind noch zwei ähnliche, un-
bestimmte Rechtsbegriffe gebräuchlich, nämlich "der Stand der Technik" und "der 
Stand von Wissenschaft und Technik". Mit diesen drei unbestimmten Rechtsbegriffen 
hat sich das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 8.8.1978 zum 
"Schnellen Brüter" (NJW 1979, Seite 359ft) beschäftigt. Die Ausführungen des Bun-
desverfassungsgerichtes zu diesen drei Begriffen haben zu einer sogenannten Drei-Stu-
fen-Theorie geführt, die lange Zeit in unserem Lande heftig diskutiert wurde. 
Sie ist zweifellos von Bedeutung hinsichtlich der Anforderungen, die in einem Gesetz 
formuliert werden. In anderen Ländern hat diese Theorie keine Bedeutung erlangt, und 
deshalb ist sie heute bei der Erarbeitung einheitlicher technischer Regeln auf europä-
ischer und internationaler Ebene auch nicht von Belang. 
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Hilfreich sind jedoch die vom Gemeinschaftsausschuß der Technik (VDI-Nachri~h­
ten Nr.47, 1982, Seite 24) gegebenen Begriffsdefinitionen für .. S~d d~r Technik" 
und "anerkannte Regeln der Technik", weil sie aufeinander abgestimmt sllld. 
Danach ist 
"Stand der Technik", der zu einem bestimmten Zeitpunkt erreichte Stand techni-
scher Einrichtungen, Erzeugnisse, Methoden und V erfahren, die sich nach Meinung 
der Mehrheit der Fachleute in der Praxis bewährt haben oder deren Eignung für die 
Praxis von der Mehrheit der Fachleute als nachgewiesen angesehen wird. 
_ eine "anerkannte Regel der Technik" eine technische Regel, die von der Mehrheit 
der Fachleute als eine zutreffende Beschreibung des Standes der Technik zum Zeit-
punkt ihrer Veröffentlichung angesehen wird. 
3. Empfehlungscharakter der technischen Regeln 
Die technischen Regeln, um die es im Sinne der Definition sowohl des Reichsgerichts 
als auch des Gemeinschaftsausschusses der Technik geht und auf die sich meine Ausfüh-
rungen beziehen, werden in ehrenamtlicher Gemeinschaftsarbeit erstellt. 
Die Organisatoren dieser Gemeinschaftsarbeit sind technisch-wissenschaftliche Ver-
eine, also private Institutionen, die nicht legitimiert sind, die an ihrem Tisch erstellten 
technischen Regeln mit rechtlicher Verbindlichkeit auszustatten. Es handelt sich also 
nicht um Vorschriften im Sinne von Rechtsvorschriften, die zu beachten sind. 
Vielmehr haben alle diese technischen Regeln von sich aus nur Empfehlungscba· 
rakter. Erst wenn sie, Z.B. durch entsprechende Bezugnahme in Rechtsvorscbriften-
die bekanntesten Beispiele hierfür sind § 35h StVZO, wonach in Kraftfahrzeugen Erste-
Hilfe-Material nach DIN 13164, Ausgabe Dezember 1987, mitzuführen ist und § 2 Ben-
zinqualitätsangabe VO, wonach nur Benzin gemäß DIN 51600, Ausgabe Januar 1988 
bzw. gemäß DIN EN 228, Ausgabe Mai 1993, angeboten werden darf - oder wenn in 
Verträgen Beschaffenheitsanforderungen nach bestimmten DIN-Normen festgelegt 
werden, erh~ten sie Verbindlichkeit und müssen befolgt werden. Ansonsten stehtibre 
Anwendung Jedermann frei; so ist es ausdrücklich für DIN-Normen in DIN 820-1, Ab-
schnitt 6.1, festgelegt. 
4. Rechtliche Bedeutung der technischen Regeln 
(Fehler, ~~rkehrssicherungspflicht, Fahrlässigkeit, 
Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe) 
Gleichwohl kommt diesen technischen Regeln wegen der Art und Weise ihres Zu-
sDtan~ekomrnens und selbstverständlich wegen ihres Inhalts rechtliche Bedeutung zu. 
afür sprechen vor allem drei Gründe. 
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Für die Gemeinschaftsarbeit gilt das Demokratieprinzip, d. h. alle können zu Wort 
kommen. 
Weiterhin gilt das Konsensprinzip, d. h. es wird nach einer Lösung gesucht, mit der 
alle leben können. 
Das dritte Prinzip ist das Repräsentanzprinzip. Die beteiligten Fachleute repräsen-
tieren zahlenmäßig begrenzt, aber in einem angemessenen Verhältnis zueinander (richti-
ge Zusammensetzung des Ausschusses), die verschiedenen, an der Erstellung der techni-
schen Regel jeweils interessierten Kreise bzw. die von ihr jeweils betroffenen Interes-
sengruppen. 
Wegen ihrer überragenden Bedeutung gelten für die DIN-Normen noch zwei in die-
sem Zusammenhang besonders hervorzuhebende Grundsätze, nämlich daß sie 
- vor ihrer endgültigen Festlegung als Entwurf der Öffentlichkeit zur Stellungnahme 
vorzulegen sind (DIN 820-1, Abschnitt 5.3) 
- und stets zu aktualisieren, d. h. dem fortschreitenden Stand der Technik: anzupassen 
sind (DIN 820-4, Abschnitt 4). 
Die hieraus resultierende rechtliche Bedeutung der DIN-Normen besteht beispielsweise 
darin, daß im Kauf- oder Werkvertragsrecht zur Klärung der Frage, ob eine gelieferte 
Sache oder ein hergestelltes Werk einen Fehler hat, auf einschlägige DIN-Normen zu-
rückgegriffen werden kann. 
In den DIN-Normen wird nämlich im Sinne der eingangs gegebenen Definitionen be-
schrieben, wie nach Meinung unbeteiligter Experten eine Sache oder ein Werk beschaf-
fen sein soll (Beispiel: "Baugrube", die nicht entsprechend DIN 4123 und 4124 ausgeho-
ben und gesichert war (BGH NJW 1991, Seite 2021). 
Allerdings muß an dieser Stelle auch darauf hingewiesen werden, daß trotz Überein-
stimmung einer Sache oder eines Werkes mit den einschlägigen technischen Regeln, 
also auch DIN-Normen, gelegentlich doch ein Fehler im Rechtssinn vorliegen kann 
(Beispiel: "Flachdach", das undicht ist (BGH NJW 1968, Seite 43) und "Blasbachtal-
brücke", die Risse hat (OLG Frankfurt, NJW 1983, Seite 456), obwohl die DIN-Nor-
men beachtet wurden. Häufig - so auch in diesen beiden Fällen - stellt sich dann her-
aus, daß die Ursache des Fehlers darin liegt, daß zusätzlich zu den in den DIN-Norrnen 
berücksichtigten weitere Anforderungen bestanden, die nicht erfüllt worden sind. 
Wenn ein Produkt fehlerhaft ist und es deswegen zur Schädigung einer Person oder 
Sache kommt, trifft den Hersteller des Produkts eine gesetzliche Schadenersatzhaftung 
(Produkthaftung), d. h. er muß für den eingetretenen Schaden aufkommen. Die Pro-
dukthaftung ergibt sich aus dem BGB und neuerdings aus dem Produkthaftungsgesetz. 
Auch bei der Produkthaftung spielen für die Beurteilung der Fehlerhaftigkeit des Pro-
dukts die einschlägigen technischen Regeln mit ihrer Vermutungswirkung für ordnungs-
gemäßes Handeln eine nicht zu unterschätzende Rolle. 
Bei der Außerachtlassung der erforderlichen Sorgfalt, insbesondere der Verkehrssi-
cherungspflicht (Beispiel: "Spielplatzrutsche", die auf einem öffentlichen Spielplatz 
auf Beton statt auf Sand steht (BGH NJW 1988, Seite 2667) und unter dem Gesichts-
punkt der Fahrlässigkeit (Beispiel: Verkauf "zweipoliger Zwischenstecker" ohne Erd-
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leiter (BGH BB 1959, Seite 473), spielen technische Regeln auch strafrechtlich eine 
Rolle. 
Hierzu möchte ich aus einem Urteil des LG Augsburg (BB 1975, Seite 346) zitieren, 
das besonders deutlich und auch für einen Nicht juristen verständlich die rechtliche Be-
deutung technischer Regelwerke würdigt. In dem Urteil geht es um einen Gasunfall, der 
sich nach der Umstellung der Gasversorgung von Stadtgas auf Erdgas infolge einer Aus-
trocknung der Stemmuffen ereignete_ Das DVGW -Arbeitsblatt G 580, Januar 1967, gab 
Empfehlungen und Hinweise, wie die Austrocknung der Stemmuffen hätte vermieden 
werden können. Es war nicht beachtet worden. 
Das LG Augsburg führt aus: 
"Wenn auch diese im Regelwerk des Deutschen Vereins von Gas- und Wasser-
fachmännem e.V. zusammengefaßten technischen Normen keine Rechtsnormen 
sind und sie deshalb auch keine rechtlichen Sorgfaltsgebote enthalten, dienen sie 
dennoch auch - und darin liegt in besonderer Weise ihr juristischer Gehalt - dem 
Bedürfnis nach Sicherheit vor Gefahren, denen der Mensch gerade durch die 
Technik in erhöhtem Maße ausgesetzt ist. Wegen der hohen Qualität der ge-
bräuchlichen Regelwerke spricht eine widerlegliche Vermutung dafür, daß die in 
den Regelwerken enthaltenen Normen zugleich den rechtlichen Sorgfaltsanfor-
derungen gerecht werden". 
Aus dieser Beurteilung ergibt sich dann auch die Eignung einer technischen Regel zur 
Ausfüllung des unbestimmten Rechtsbegriffes "anerkannte Regel der Technik". 
Der BGH sagt in einem Urteil ("Sahnesiphon", BB 1991, Seite 1817): 
"Eine der Sicherheit eines technischen Arbeitsmittels dienende DIN-Norm wird 
mit dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens zu einer allgemein anerkannten Regel der 
Technik im Sinne des 3 Absatz 1, Satz 1 Gerätesicherheitsgesetz, wenn sie unter 
~e~eiligung d~r betroffenen Fachkreise zur Vermeidung eines erkannten Unfall-
nSlkos erarbeItet worden ist und die Befolgung der Norm zum Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens aufgrund ihrer längerfristigen Vorveröffentlichung und des vorge-
gebenen Standes der Technik dem Hersteller keine Schwierigkeiten bereitet" 
Das OLG Celle (Urteil vom 8.6.1983) hat in einem Fall bei dem es um die Schaden-
e~satzpflicht d~r ver~ehrssieherungspflichtigen Gemeiu'de gegenüber einem Jungen 
gmg, der von emem meht sachgerecht aufgestellten und deswegen umstürzenden Klein-
feldtor verletzt wurde, ausgeführt: 
t"ES handelt sich bei DIN 7897 zwar nicht um eine verbindliche Norm mit Schutzge-
se zCharakter, sondern um eine Empfehlung des Normenausschusses deren freiwillige 
Anwendung erwartet wird Diese E art . . '. ., r h . rw ung 1st - lllsbesondere bei einer Gebietskorpe -
sc af~ - deshalb gerechtfertigt, weil die DlN-Norm die Vermutung für sich hat, den all-
gdemd
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5. Normenvertrag 
Der Nonnenvertrag, den die Bundesregierung und das DIN im Jahr 1975 miteinander 
abgeschlossen haben, ist vor dem Hintergrund der geschilderten rechtlichen Bedeutung 
der DIN-Nonnen als anerkannte Regeln der Technik die logische Konsequenz gewesen. 
Das DlN ist nach diesem Vertrag die zuständige Normenorganisation für die Bundesre-
publik Deutschland und wird von der Bundesregierung als die Nationale Normenorga-
nisation in nichtstaatlichen, internationalen Normenorganisationen anerkannt (§ 1 Ab-
satz I Nonnenvertrag). 
Das DIN ist verpflichtet, bei seinen Nonnungsarbeiten das öffentliche Interesse zu 
berucksichtigen (§ I Absatz 2 Nonnenvertrag) und Normungsarbeiten, für die von der 
Bundesregierung ein öffentliches Interesse geltend gemacht wird - unter Umständen so-
gar innerhalb bestimmter Fristen - bevorzugt zu bearbeiten (§ 4 Absatz I Normenver-
trag). Das DIN hat sich verpflichtet, die jeweils in Betracht kommenden behördlichen 
Stellen bei der Durchführung der Normungsarbeit zu beteiligen (§ 2 Absatz 2 Normen-
vertrag). 
Das DIN bemüht sich, auf dem Gebiet der Normung zur internationalen Verständi-
gung beizutragen, indem es im Wege der Normung, also durch technische Vereinheitli-
chung auf internationaler und europäischer Ebene, die Liberalisierung des Handels 
und den Abbau technischer Handelshemmnisse fördert (§ 6 Nonnenvertrag). 
Der Nonnenvertrag bestätigt den Grundsatz der Selbstverwaltung aller Wirtschafts-
beteiligten einschließlich des Staates bei der Erarbeitung technischer Regeln. Er recht-
fertigt das Prinzip der Verweisung auf DIN-Normen in Gesetzgebung und Verwaltung. 
Der Vertrag begünstigt die Schaffung eines einheitlichen, d.h. in sich geschlossenen 
und widerspruchsfreien deutschen Normenwerkes auf europäischem und intemationa-
lemNiveau. 
Angesichts dieser Vertragsregelungen in Verbindung mit dem in DIN 820 und den 
Beschlüssen des Präsidiums des DIN festgelegten Grundsätzen der Normungsarbeit 
verwundert es, wenn neuerdings gerade deutscherseits die demokratische Legitimation 
der Normungsarbeit in Europa in Frage gestellt wird (Prof. Marburger, Prof. Bleck-
mann, Prof. Führ). 
Jedenfalls deutscherseits sind Mechanismen vorhanden, die für alle interessierten 
Kreise eine gleichberechtigte Beteiligung an der Normungsarbeit auch auf europäischer 
Ebene ennöglichen. Man muß die gegebenen Möglichkeiten allerdings konsequent nut-
zen. 
Jeder zusätzliche organisatorische Aufwand bei der Durchführung der Normungsar-
beit, z. B. eine Begründungspjlicht von CEN und CENELEC für umwelt-, gesundheits-
und verbraucherschutzrelevante Festlegungen in europäischen Nonnen oder die Ein-
richtung eines sogenannten europäischen Normungsrates bei der Kommission, würde 
die ohnehin immer schwieriger werdende zeitgerechte Verfügbarkeit der Normen er-
heblich verzögern. Auch für die Normung gilt: die Balance zwischen demokratischer 
Legitimation und Effizienz muß erhalten bleiben. 
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Wenn der Entstehungsvorgang einer Norm dadurch stärker de~~kratisiert werden 
soll, daß neben den Fachleuten noch zahlreiche andere Instanzen b~teihgt wer~en sollen, 
dann müßte sicherlich Demokratisierung mit Qualitäts- und Zeitverlust gleichgesetzt 
werden. 
Dies wäre kein Vorteil für die Standorte Deutschland und Europa. 
6. Neue Konzeption und Einheitliche Europäische Akte 
Die Entschließung des Rates der EU vom 7.5.1985 über eine Neue Konzeption a~ 
dem Gebiet der Technischen Harmonisierung und der Normung hat die wirtschaftli· 
che und rechtliche Bedeutung der europäischen Normen erheblich verstärkt. Der Rat der 
EU hat sich mit seiner Entschließung für das Prinzip der Verweisung auf Normen ent-
schieden. 
Demzufolge beschränkt sich die Harmonisierung der Rechtsvorschriften durch E~­
Richtlinien nach Artikel 100 des EWG-Vertrages darauf, daß in den Richtlinien nur die 
grundlegenden Sicherheitsanforderungen oder sonstige Anforderungen im Interesse des 
Gemeinwohls festgelegt werden. 
Es ist Aufgabe der für die Normung zuständigen Gremien, unter Berücksichtigung 
des Standes der Technik Normen auszuarbeiten, die den in den Richtlinien festgelegten 
grundlegenden Anforderungen entsprechen. 
Die Normen erhalten dadurch noch keinen zwingenden Charakter. Ihre Anwendung 
bleibt freiwillig. Es werden jedoch die Verwaltungen verpflichtet, davon auszugehen, 
daß Erzeugnisse, die den hannonisierten Normen entsprechen, die in der Richtlinie fest-
gelegten grundlegenden Anforderungen erfüllen. 
Hieraus ergibt sich, daß Hersteller, die nicht nach den harmonisierten Normen produ-
zieren, die Übereinstimmung ihrer Erzeugnisse mit den grundlegenden Anforderungen 
der Richtlinie auf andere Art nachweisen müssen. 
Die zur Konkretisierung der grundlegenden Anforderungen in den EU-Richtlinien ge-
schaffenen Normen werden von der Kommission im Amtsblatt der Europäischen union 
mitgeteilt. 
Dieses System entspricht dem für die Durchführung des Gesetzes über technische 
Arbeitsmittel gewählten System, wonach der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung die technischen Regeln bezeichnet, in denen nach seiner Auffassung die aner-
kannten Regeln der Technik, denen die technischen Arbeitsmittel zu genügen haben, 
ihren Niederschlag gefunden haben. 
Gleichermaßen sind die von der Kommission der EU zur Konkretisierung der grund-
legenden Anforderungen der EU-Richtlinien mitgeteilten europäischen Normen als mit 
den ~erkannten Regeln der Technik identisch anzusehen. Für alle anderen, tnit den 
~U-Richtlinien nicht in Zusammenhang stehenden europäischen Nonnen ist aufgrund 
ihres ~us~andekommens widerlegbar zu vermuten, daß sie anerkannte Regeln der 
Technik smd (bloße Identitätsvermutung). Der Anwender einer als DlN-Norm über-
nommenen europäischen Norm darf also entsprechend DIN 820-1, Abschnitt 6.1, 
Digitale Bibliothek Braunschweig
http://www.digibib.tu-bs.de/?docid=00055019
Die allgemeinen anerkannten Regeln der Technik aus der Sicht des Ingenieurs 121 
grundsätzlich davon ausgehen, daß er - auch aus rechtlicher Sicht - technisch einwand-
frei handelt. 
Die von den Mitgliedstaaten der EU am 28.2.1986 in Ergänzung des EWG-Vertrages 
beschlossene Einheitliche Europäische Akte ist für die europäische Normungsarbeit 
eine große Herausforderung gewesen. Um die tenningerechte Verwirklichung des euro-
päischen Binnenmarktes zum 31.12.1992 zu erreichen, wurde durch Einfügung des Arti-
kels 100 a in den EWG-Vertrag ermöglicht, daß EU-Richtlinien, die vorher nur einstim-
mig erlassen werden konnten, nun auch mit qualifizierter Mehrheit erlassen werden kön-
nen. Damit war der Weg für den Erlaß einer Reihe von in Arbeit befindlichen EU-Richt-
linien geebnet, rur die aber die entsprechenden europäischen Normen zur Konkretisie-
rung der grundlegenden Anforderungen fehlten. Inzwischen ist dieser Bedarf an europäi-
schen Normen weitestgehend gedeckt und man kann durchaus feststellen, daß auf tech-
nischem Gebiet die Harmonisierung zur Schaffung eines europäischen Binnenmarktes 
schon recht weit fortgeschritten ist. 
Weil die Harmonisierung der technischen Normen vergleichsweise schnell und rei-
bungslos vonstatten geht, besteht offenbar auch ein gewisses Mißtrauen gegenüber der 
europäischen Normungsarbeit. Es wird hier und da der Vorwurf erhoben, die Durchfiih-
rung der Normungsarbeit auf europäischer Ebene verletze demokratische Grundsätze 
und es sei nicht legitim, privaten Institutionen wie CEN und CENELEC die Ausrullung 
der in den EU-Richtlinien enthaltenen grundlegenden Anforderungen durch europäische 
Normen ohne hoheitliche Kontrolle zu überlassen. Diesen Aspekt habe ich eingangs 
schon kurz erwähnt. 
Die Befugnis zur Rechtssetzung auf Gemeinschaftsebene werde sonst faktisch einem 
Privaten überlassen. Beide Vorwürfe treffen nicht zu. Nicht das CEN bzw. CENELEC 
stattet die europäische Norm mit Rechtsverbindlichkeit aus, sondern der Gemeinschafts-
gesetzgeber selbst, indem er in der Richtlinie auf die europäische Norm verweist. Hieran 
ändert sich nichts in den Fällen, in denen verweisungsfähige europäische Normen noch 
nicht vorhanden sind und deshalb in der EU-Richtlinie nicht auf bestimmte europäische 
Normen verwiesen werden kann. In diesen Fällen wird statt dessen nur allgemein auf 
"die harmonisierten Normen, deren Fundstellen im Amtsblatt der europäischen Gemein-
schaften veröffentlicht werden" verwiesen. Erst später erfolgt die Mitteilung dieser Nor-
men durch die Kommission der EU im Amtsblatt der europäischen Gemeinschaften. 
Damit wird die Konkretisierung der grundlegenden Anforderungen entsprechend der 
Neuen Konzeption auch in diesem Fall von der Kommission selbst, nämlich durch Ver-
weisung auf europäische Normen, vorgenommen. Auch die einer bereits erlassenen EU-
Richtlinie nachfolgende Verweisung auf europäische Normen findet nur statt, wenn zu-
vor die etwa bestehenden Bedenken der Kommission im ständigen Ausschuß erörtert 
wurden und die Kommission und der ständige Ausschuß zu dem Ergebnis gelangt sind, 
daß die aufgrund des Mandats der Kommission von CEN erarbeiteten europäischen Nor-
men die in der EU-Richtlinie festgelegten Anforderungen zufriedenstellend konkreti-
sierten (siehe Anhang 11 B X der Entschließung des Rates über die Neue Konzeption). 
Die Entscheidung, ob sich die von CEN oder CENELEC ausgearbeitete europäische 
Norm zur Verweisung eignet, wird also von der Kommission und dem ständigen Aus-
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schuß getroffen. Ihre Entscheidung ist der Kontrolle des europäischen Gerichtshofs uno 
terworfen. Eine Rechtssetzungsdelegation auf CEN bzw. CENELEC findet nicht statt. 
Diese Auffassung wird bestätigt durch die Entschließung des europäischen Parla-
ments vom 8.4.1987. Dort wird unter Ziffer 3 ausdrücklich festgestellt, daß die von den 
europäischen Normungsinstituten ausgearbeiteten technischen Normen "gesetzliche 
Allgemeinverbindlichkeit erst dann erhalten, wenn der Gemeinschaftsgesetzgeber in ei-
ner Richtlinie darauf verweist" . 
Der andere Vorwurf, daß nämlich die Ausarbeitung europäischer Normen nicht de-
mokratisch sei, weil die interessierten Kreise sich an der Erarbeitung dieser Nonnen un-
mittelbar nicht beteiligen könnten, ist bei näherem Hinsehen ebenfalls nicht haltbar. hn 
Falle der Harmonisierung bereits bestehender nationaler Normen auf europäischer Ebe-
ne haben die interessierten Kreise die zu harmonisierenden nationalen Normen selbst er-
arbeitet. Die Harmonisierung bereits bestehender nationaler Normen geschieht stets in 
engem Kontakt mit dem auf nationaler Ebene für die Norm zuständigen Arbeitsgremi-
um, also unter Beteiligung der interessierten Kreise. 
Daß die Vorschläge und Stellungnahmen des auf nationaler Ebene bestehenden Aus-
schusses nicht von allen Ausschußmitgliedern, sondern nur von einer nationalen Delega-
tion bei dem für die europäische Norm zuständigen Ausschuß vertreten werden, hat rein 
praktische Gründe. 
Wenn die 18 CEN-Mitglieder alle Ausschußmitglieder anreisen lassen würden, wäre 
eine sinnvolle Arbeit nicht mehr möglich. 
Bei dieser Sachlage kommt als demokratische Lösung des Problems nach dem Reprä-
sentanzprinzip nur die Entsendung einer an die Weisungen des Ausschusses jeweils ge-
bundenen Delegation in Frage. 
~~~enend~s ist die Tatsache, daß die von der Neuen Konzeption ausdrücklich als 
freiWillig bezeichneten europäischen Normen von den interessierten Kreisen auf breiter 
Ebene ~eptiert werden, der beste Beweis dafür, daß diese Kreise sie jedenfalls als de-
mokratisch empfinden. 
7. Schlußbemerkungen 
Ingeni~ure brauchen anerkannte Regeln der Technik. Diese Regeln ziehen ihre Aner-
kennung I~ der Technik selbst aus der Beschreibung des Standes der Technik. Außerhalb 
der TechDl~ s?llten sie anerkannt sein, damit die Ingenieure bei ihrer Anwendung von 
ordnungsmäßigem Verhalten ausgehen können 
Diese Anerkennung setzt die L ·t·· : I 
I · h . . egl lDuerung Ihres Entstehungsprozesses voraus. Ge e-gent lC en Zweifeln an emer au . h d L .. . . Akz srelC en en egltmllerung steht heute aber eine breite 
eptanz von Regeln gegenüb d· . I . 
·rt h fi r· er, le illItte s demokratischer Prozeduren von pnvat-
WI dSC a t Ich arbeitenden Fachleuten unter hoheitlichen Eingriffsmöglichkeiten erstellt 
wer en. 
Das einheitlicher werdend E .. 
Regeln de T h·k d ~.. e uropa bietet die Chance der Harmonisierung nationaler 
r ec m un ordert damit den freien Handel. Wir werden sehr darauf zu ach-
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ten haben, daß die in diesem Europa entwickelten und zu entwickelnden Prozeduren zu-
mindest eine ausreichende Legitimationsqualität, besser noch eine überzeugende, haben 
werden. Dies wird mit zentralistischer Bürokratie nicht erreichbar sein, auch mit basis-
demokratischer nicht. Für die Qualität der Regeln wird weiterhin die engagierte Mit-
arbeit der gesamten Fachwelt und ein klarer Blick für die gesellschaftlichen Bedürfnisse 
entscheidend sein. Deshalb muß das Rollenspiel unverfälscht bleiben: 
- der Gesetzgeber möge möglichst genau seine Ziele und Anforderungen beschreiben 
- die Fachwelt kann dann die Regeln ausarbeiten, mit deren Hilfe die Ziele erreicht wer-
den können. 
Dann wird der new approach des Jahres 1985 noch lange modem bleiben. 
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